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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 2. Juni 1977 63. Stück
294. Bundesgesetz: Präferenzzollgesetznovelle 1977

(NR: GP XIV RV 482 AB 512 S. 56. BR: AB 1663 S. 363.)
295. Bundesgesetz: 1. Bundesfinanzgesetz-Novelle 1977

(NR: GP XIV RV 484 AB 521 S. 56.)
296. Bundesgesetz: Garantiegesetz 1977

(NR: GP XIV RV 481 AB 520 S. 56. BR: AB 1661 S. 363.)

2 9 4 . Bundesgesetz vom 12. Mai 1977,
mit dem das Präferenzzollgesetz neuerlich

geändert wird

(Präferenzzollgesetznovelle 1977)

Der Nationalrat hat beschlossen;

Artikel I

Die Anlage A zum Präferenzzollgesetz, BGBl.
Nr. 93/1972, in der Fassung der Bundesgesetze

BGBl. Nr. 652/1973 und 473/1974 wird durch
die diesem Bundesgesetz angeschlossene Anlage A
ersetzt.

Artikel II
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1977

in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Androsch

Anlage A
Liste jener Waren der Kapitel 1 bis 24 des Zolltarifes, für die Vorzugszölle zu erheben

sind, sowie die Höhe der Vorzugszollsätze
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295. Bundesgesetz vom 12. Mai 1977,
mit dem das Bundesfinanzgesetz 1977 ge-
ändert wird (1. Bundesfinanzgesetz-Novelle

1977)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesfinanzgesetz 1977, BGBl. Nr. 1,
wird wie folgt geändert:

1. Im Art. V wird nach dem Abs. 2 der fol-
gende Abs. 3 eingefügt:

„(3) Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, für die im Jahre 1977 durch die Ein-
richtung einer Volksanwaltschaft (BGBl. Nr. 121/
1977) anfallenden Ausgaben, jedoch höchstens bis
zum Gesamtbetrag von 5 Mill. S, die Zustim-
mung zu Überschreitungen bei den für die Volks-
anwaltschaft vorgesehenen Ausgabenansätzen zu
geben. Die erforderliche Bedeckung für diese
Überschreitungen ist durch Ausgabenrückstel-
lungen beim Ansatz 1/50127 sicherzustellen."

2. In der Anlage I {Bundesvoranschlag) wird
nach dem Kapitel 04 ein neues Kapitel 05 „Volks-
anwaltschaft" mit folgenden Ansätzen einge-
fügt:

3. In der Anlage I (Bundesvoranschlag) wird
nach dem Ansatz 2/54050 der Ansatz 2/54052
„Internationale Finanzinstitutionen (zweckgeb.
Einnahmen) (V)", mit dem Hinweis 3) einge-
fügt.

4. Im Art. V Abs. 1 Z. 8 wird am Absatz-
ende der „Punkt" gestrichen und der folgende
Satzteil angefügt: „oder nach Ausschöpfung der
Bedeckungsmöglichkeit beim Titel 518 als wei-
tere Bedeckung Mehreinnahmen beim Ansatz
2/54074 verfügbar sind, jedoch begrenzt mit
40 Mill. S."

Artikel II
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für Finanzen betraut.
Kirchschläger

Kreisky Androsch
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2 9 6 . Bundesgesetz vom 12. Mai 1977
betreffend die Erleichterung der Finanzie-
rung von Unternehmungen durch Garan-
tien der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft
m. b. H. mit Haftungen des Bundes (Garan-

tiegesetz 1977)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, zur Erleichterung der Finanzierung
von Unternehmungen mit Sitz im Inland namens
des Bundes Entschädigungsbürgschaften (§ 1348
ABGB) gegenüber der Finanzierungsgarantie-
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (im fol-
genden Gesellschaft genannt) für den Fall zu
übernehmen, daß sie aus der Erfüllung ihrer
Verbindlichkeiten aus der Übernahme von Haf-
tungen in Form von Garantien oder Ausfalls-
bürgschaften (im folgenden Garantien genannt)
Zahlungen zu leisten hat. Finanzierungen von
Unternehmungen im Sinne dieses Bundesgeset-
zes können in Form von Krediten (Darlehen)
oder durch Übernahme von Beteiligungen be-
stehen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf
Entschädigungsbürgschaften gemäß Abs. 1 nur
bis zu einem jeweils ausstehenden Gesamtbetrag
von 3 Mrd. S an Kapital und 3 Mrd. S an Zinsen
und Kosten und nur dann übernehmen, wenn

1. die von der Gesellschaft zu übernehmenden
Garantien zur Förderung der
a) Finanzierung von Investitionen ein-

schließlich des mit diesen Investitionen
verbundenen Betriebsmittelbedarfes oder

b) Verbesserung der Finanzierungsstruktur
durch Beteiligungsfinanzierung oder
durch gegenüber den übrigen Gläubigern
nachrangige Kreditfinanzierung dienen;

2. auf Grund der Vorschau der Gesellschaft
nach angemessener Anlaufzeit eine nachhal-
tige Verbesserung der Ertragslage des Kre-
ditnehmers oder der Unternehmung, an der
eine Beteiligung erworben wird, erwartet
werden kann und

3. sich die Finanzierung auf inländische indu-
strielle oder gewerbliche Produktions- oder
Forschungsunternehmungen sowie Unter-
nehmungen der inländischen Fremdenver-
kehrs- oder Verkehrswirtschaft erstreckt.

(3) Weiters darf der Bundesminister für Finan-
zen Entschädigungsbürgschaften gemäß Abs. 1
nur dann übernehmen, wenn

1. die von der Gesellschaft zu übernehmende
Garantie
a) 85.v. H. des Buchwertes des garantierten

Rechtes zuzüglich anteiliger Zinsen und
Kosten nicht übersteigt oder

b) den vollen Buchwert des garantierten
Rechtes zuzüglich anteiliger Zinsen und
Kosten umfaßt, falls der gewährte Kre-
dit als Deckung für vom Kreditgeber
auszugebende langfristige Teilschuldver-
schreibungen bestimmt oder es zufolge
gesetzlicher Veranlagungsvorschriften
beim Kreditgeber erforderlich ist, und
sich der Kreditgeber, eine andere Kredit-
unternehmung oder eine Körperschaft
des öffentlichen Rechtes verpflichtet, im
Falle der Inanspruchnahme der Garantie
die Gesellschaft nach Erfüllung der
Garantieverpflichtung mit mindestens
15 v. H. des Ausfalls schadlos zu halten;

2. die Gesamtlaufzeit der Garantie 15 Jahre
nicht übersteigt;

3. die Garantie auf Schillingwährung lautet und
4. die von der Gesellschaft zu übernehmende

Garantie im Einzelfall 2,5 Mill. S, hinsicht-
lich der inländischen Fremdenverkehrswirt-
schaft 1 Mill. S nicht unterschreitet. Falls
es die Übernahme der Garantie zur Ver-
besserung der Finanzierungsstruktur erfor-
dert, können jedoch die genannten Betrags-
grenzen auch unterschritten werden.

(4) Die Garantie der Gesellschaft ist auf Grund
der vom Bund übernommenen Haftung der Haf-
tung öffentlich-rechtlicher Körperschaften gleich-
zuhalten.

§ 2. (1) Die Gesellschaft hat ein Konto für eine
Deckungsrücklage einzurichten. Diesem Konto ist
der jährliche Überschuß der Erträge — ein-
schließlich der Erlöse aus der Verwertung von
Sicherheiten — über die Aufwendungen zuzu-
weisen.

(2) Die Gesellschaft hat Sammelwertberichti-
gungen im Sinne des § 10 des Rekonstruktions-
gesetzes, BGBl. Nr. 183/1955, nicht zu bilden.

§ 3. Der Bund kann von der Gesellschaft aus
seiner Haftung nur insoweit in Anspruch ge-
nommen werden, als eine Zahlungsverpflichtung
der Gesellschaft gemäß § 1 Abs. 1 aus der von
dieser gemäß § 2 zu bildenden Deckungsrücklage
nicht gedeckt werden kann.

§ 4. Die Gesellschaft hat für ihre Garantie-
übernahme die Zahlung eines Entgeltes von min-
destens 0,5 v. H. p. a., jedoch nicht mehr als
1,5 v. H. p. a. des Buchwertes des garantierten
Rechtes zu vereinbaren.

§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat
zur Wahrung der Rechte des Bundes in der
Gesellschaft einen Beauftragten und einen Stell-
vertreter des Beauftragten bei der Gesellschaft
zu bestellen. Dem Beauftragten (Stellvertreter)
steht das Recht zu, in alle Bücher, Urkunden
und sonstigen Schriften der Gesellschaft Einsicht
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zu nehmen und an allen Sitzungen (ausgenom-
men solchen der Generalversammlung), zu wel-
chen sie rechtzeitig einzuladen sind, teilzuneh-
men.

(2) Dem Beauftragten (Stellvertreter) obliegt
insbesondere die Prüfung der bei der Gesellschaft
eingereichten Anträge hinsichtlich der Voraus-
setzungen für die Übernahme der Haftung durch
den Bund. Voraussetzung für die Übernahme
der Haftung des Bundes ist die Zustimmung des
Beauftragten (Stellvertreters) zur Übernahme der
Garantie durch die Gesellschaft im Einzelfall auf
Grund seiner Prüfung. Verweigert der Beauf-
tragte (Stellvertreter) die Zustimmung, kann die
Gesellschaft binnen acht Tagen, gerechnet vom
Zeitpunkt der Verweigerung der Zustimmung
an, beim Bundesminister für Finanzen beantra-
gen, die Zustimmung zu erteilen; wird ein sol-
cher Antrag nicht fristgerecht gestellt oder be-
stätigt der Bundesminister für Finanzen die Ver-
weigerung, darf die Gesellschaft die Garantie
nicht übernehmen. Falls der Bundesminister für
Finanzen nicht binnen zwei Wochen nach Ein-
langen des Antrages der Gesellschaft eine Ent-
scheidung trifft, gilt die Zustimmung als erteilt.

(3) Für die vom Bundesministerium für Finan-
zen dem Beauftragten und seinem Stellvertreter
zu leistende Vergütung (Funktionsgebühr) ist der
Gesellschaft die Entrichtung eines jeweils durch
den Bundesminister für Finanzen zu bestimmen-
den, an den Bund zu entrichtenden jährlichen
Pauschalbetrages vorzuschreiben. Die Funktions-
gebühr hat in einem angemessenen Verhältnis zu
den mit der Tätigkeit verbundenen Aufwen-
dungen zu stehen.

§ 6. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, namens des Bundes für Kreditopera-
tionen (Aufnahme von Krediten, Begebung von
Anleihen oder sonstigen festverzinslichen Wert-
papieren) inländischer Kreditunternehmungen
Haftungen gemäß § 1357 ABGB in dem Ausmaß
zu übernehmen, als der Erlös der Kreditopera-
tionen zur Finanzierung von Vorhaben verwen-
det wurde, für die die Gesellschaft die Garantie
übernommen hat, und wenn

a) die Laufzeit der Anleihe, des Darlehens
und des sonstigen Kredites 20 Jahre nicht
übersteigt;

b) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in inländischer Währung unter Zugrunde-
legung der folgenden Formel nicht mehr als
das Zweieinhalbfache des im Zeitpunkt der
Kreditaufnahme geltenden Zinsfußes für
Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des National-
bankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der

Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 276/
1969 und BGBl. Nr. 494/1974) beträgt:

c) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in ausländischer Währung nach der Formel
laut lit. b nicht mehr als das Zweieinhalb-
fache des arithmetischen Mittels aus den
im Zeitpunkt der Schuldaufnahme gelten-
den offiziellen Diskontsätzen in Belgien,
der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, den Niederlanden,
Schweden, der Schweiz und den USA (New
York) beträgt.

(2) Eine Kreditoperation gemäß Abs. 1 darf
im Einzelfall den Betrag (Gegenwert) von
500 Mill. S nicht übersteigen. Für die Beurtei-
lung der Gesamtbelastung bei Krediten, bei wel-
chen die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeit-
abschnitte variabel festgesetzt werden, ist für die
vertragliche Laufzeit die Gesamtbelastung nach
der Formel laut Abs. 1 lit. b zum Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses maßgebend. Für die Ermitt-
lung der Gesamtbelastung bei Anleihen sind ver-
traglich vorgesehene Tilgungsmöglichkeiten durch
freihändigen Rückkauf nicht zu berücksichtigen.

(3) Der Umfang der gemäß Abs. 1 garantierten
Verpflichtungen an Kapital und Zinsen einer
Kreditunternehmung darf nicht höher sein als
der Gesamtbetrag der von der Gesellschaft garan-
tierten Rechte der betreffenden Kreditunterneh-
mung.

§ 7. (1) Für die Übernahme der Haftung des
Bundes gemäß §§ 1 und 6 ist kein Entgelt zu
erheben.

(2) Durch dieses Bundesgesetz unmittelbar ver-
anlaßte Rechtsgeschäfte und Rechtsvorgänge sind
von der Gesellschaftsteuer und von den Stem-
pel- und Rechtsgebühren des Bundes befreit.

(3) Grundbücherliche Eingaben und grund-
bücherliche Eintragungen zur pfandrechtlichen
Sicherstellung der von der Gesellschaft garantier-
ten Finanzierungen sind von Gerichtsgebühren
befreit.

(4) Die Gesellschaft ist, soweit sie im Rahmen
dieses Bundesgesetzes tätig ist, von den bundes-
gesetzlich geregelten Abgaben vom Einkommen
und vom Vermögen sowie von der Gewerbe-
steuer (Bundesgewerbesteuer) und den Kapital-
verkehrsteuern befreit.

§ 8. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, der Gesellschaft aus Bundesmitteln
Zuschüsse bis zum Betrage der Verluste der Ge-
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schäftsjahre 1977 bis 1982, höchstens jedoch
4 Mill. S im einzelnen Jahr, zu gewähren. Dies
hat zur Voraussetzung, daß sich die Gesellschaft
verpflichtet, dem Bundesminister für Finanzen
über die Höhe der aufgelaufenen Verluste und
die Verwendung der Zuschüsse jederzeit die ver-
langten Aufklärungen, insbesondere auch im
Wege der Einsicht in die Bücher zu erteilen.

§ 9. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli
1977 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. Juni 1977 erlischt die
dem Bundesminister für Finanzen in den §§ 1,
3 und 6 des Bundesgesetzes vom 23. Jänner 1969
betreffend die Förderung der Finanzierung von
Entwicklungs- und Erneuerungsinvestitionen,
BGBl. Nr. 56/1969, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 54/1971 und 461/1971 einge-
räumte Ermächtigung zur Übernahme von Nach-
bürgschaften für Ausfallsbürgschaften der Ent-
wicklungs- und Erneuerungsfonds-Gesellschaft
mit beschränkter Haftung und für die Über-
nahme von Garantien namens des Bundes. Die
Rechtsgültigkeit der bis zum 30. Juni 1977 über-

nommen Nachbürgschaften und Garantien bleibt
hievon unberührt.

(3) Mit 1. Juli 1977 wird der Firmenname der
„Entwicklungs- und Erneuerungsfonds-Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung" auf „Finan-
zierungsgarantie-Gesellschaft mit beschränkter
Haftung" geändert. Die noch offenen verbürgten
Kredite sind auf den Haftungsrahmen gemäß § 1
Abs. 2 nicht anzurechnen.

(4) Alle bis zum Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes bei der Entwicklungs- und Erneuerungs-
fonds-Gesellschaft mit beschränkter Haftung ein-
gegangenen und noch unerledigten Anträge auf
Übernahme der Ausfallsbürgschaft sind als An-
träge auf Garantieübernahme durch die Finan-
zierungsgarantie-Gesellschaft mit beschränkter
Haftung zu behandeln.

§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Finanzen, hin-
sichtlich des § 7 Abs. 3 der Bundesminister für
Justiz betraut.

Kirchschläger
Androsch Broda


